
Berufspolitik

Ärzteblatt Sachsen 8/2001 353

„Der Deutsche Ärztetag fordert die
Staatsanwaltschaften auf, gemäß § 291
des Strafgesetzbuches (sogenannter „Wu-
cherparagraph“) bei offensichtlicher Aus-
beutung junger Ärztinnen und Ärzte in
den Kliniken gegen die Krankenhausträ-
ger beziehungsweise Arbeitgeber vorzu-
gehen.“
Ein zentrales Thema auf dem diesjährigen
104. Deutschen Ärztetag stellte die Aus-
beutung ärztlicher Arbeitskraft, insbeson-
dere junger Kolleginnen und Kollegen
dar. Neben vielen weiteren positiven Ent-
schließungen wiederspiegelt der eingangs
genannte Beschluss die Situation am
Besten.
Bereits in seiner Eröffnungsrede pran-
gerte der Präsident der Bundesärztekam-
mer, Prof. Dr. Jörg-Dietrich Hoppe, unter
großem Beifall und der Anwesenheit
von Frau Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt die unerträglichen Zu-
stände an deutschen Krankenhäusern an. 
Es wurde unter Bezugnahme auf staats-
anwaltliche Ermittlungen gegen soge-
nannten Abrechnungsbetrug auf den Be-
trug an der Arbeitskraft junger Ärztinnen
und Ärzte reflektiert. Prof. Dr. Hoppe
wies erneut darauf hin, dass das Arbeits-
zeitgesetz in großem Stil weiterhin miss-
achtet wird. 50 Millionen Überstunden
mit einem Gegenwert von ca. 2 Milliar-
den DM werden jährlich von Ärztinnen
und Ärzten in deutschen Kliniken und
Krankenhäusern ohne Ausgleich geleistet.
Dauereinsätze bis zu 30 Stunden sind an
der Tagesordnung. Dies gefährdet in ho-
hem Maße die Gesundheit unserer Kol-
leginnen und Kollegen ebenso, wie die
Qualität der Betreuung der sich uns an-
vertrauenden Patientinnen und Patienten.
So hat eine Studie belegt, dass das Reak-
tionsvermögen eines Arztes nach unun-
terbrochener Arbeitszeit von 24 Stunden
dem eines Autofahrers mit einem Blut-
alkoholspiegel von einem Promille ent-
spricht. Wer aber möchte sich schon von
einem Angetrunkenen operieren lassen?
Die mehrstündige Diskussion zu diesem
Thema auf dem 104. Deutschen Ärztetag
wurde durch drei Referate eingeleitet.

Frau Dr. Claudia Röhl, wissenschaftliche
Assistentin an der Christian-Albrechts-
Universität Kiel, berichtete über erfahrene
Widerstände bei dem Versuch, geleistete
Überstunden als Ärztin im Praktikum
abzurechnen. Das bereits ihr ärztlicher
Leiter deutliche Ablehnung signalisierte,
muss, so der Haupttenor der Diskussion,
als symptomatisch für das System er-
kannt werden. Sätze wie: „...dann stimmt
Ihre Arbeitsorganisation nicht,“ oder
„...Sie arbeiten zu langsam“ werden
immer wieder beklagt. Natürlich sei hier
auch an die Zwänge durch Verwaltung
und rigide Budgets erinnert.
Welche Wege es gibt, zeigte im zweiten
Referat Herr Dr. Wolfhart Priesack,
Oberarzt der Chirurgischen Klinik des
Städtischen Klinikums Kiel, auf. Die
gesamte ärztliche Belegschaft hat sich
organisiert, um gegen die Missstände am
Haus zu kämpfen. Da bisher keinerlei
Einigung zu erzielen war, ja selbst unter
Androhung von Abmahnungen der Be-
such der Ministerpräsidentin des Landes
Schleswig-Holstein durch die Verwaltung
verhindert wurde, wird eine gerichtliche
Klärung angestrebt. Herr Dr. Wolfhart
Priesack rief die verfasste Ärzteschaft
zur Durchführung von Musterprozessen
auf, sollten Verwaltungen oder auch
ärztliche Leiter bis hin zur Bundesregie-
rung das Problem weiterhin bewusst
ignorieren und schönreden.
Das Votum des Ärztetages unterstütze
diese Forderung entsprechend.
Dr. Frank Ulrich Montgomery, Präsident
der Ärztekammer Hamburg, beleuchtete
in seinem Grundsatzreferat das perfide
System der Ausbeutung der Arbeitskraft,
insbesondere junger Ärztinnen und Ärzte
durch ärztliche Leiter und Verwaltungen
unter Missachtung des Arbeitszeitgesetzes
und unter euphemistischer Darstellung
ethischer Grundsätze des Arztberufes.
Es wurde erinnert, dass 1990 jährlich in
der Bundesrepublik Deutschland 13,7
Millionen Fälle behandelt wurden, 1998
aber 15,6 Millionen Fälle bei sinkender
Krankenhaus- und Bettenzahl. Zwischen
1990 und 1998 sank die Krankenhaus-

zahl in der Bundesrepublik Deutschland
um 184 und die Bettenzahl im selben
Zeitraum um 114.347! Allgemein bekannt
ist, dass sich auch an Bettenzahlen Stel-
lenschlüssel in Krankenhäusern orientie-
ren, nicht jedoch an Behandlungsfällen.
Durch zunehmende Bürokratie (zum
Beispiel Einführung des DRG-Systems),
medizinisch-wissenschaftlichen Fortschritt,
verändertes Verhalten des Patientenklien-
tels und vieles Mehr kommt es zu einer
massiven Zunahme der Arbeitsintensität.
Das führt zur 80-Stunden Woche, 24 bis
32 Stunden Diensten, einer Arbeitslast
im Bereitschaftsdienst von meist mehr
als 49% und bei Personalknappheit zu
mehr Bereitschaftsdiensten, als zulässig.
Dem stehen insbesondere in der Arzt im
Praktikum-Phase eine Bezahlung oft
unter der Sozialhilfegrenze und die Une-
rfahrenheit der jungen Kolleginnen und
Kollegen gegenüber.
Der Europäische Gerichtshof (EuGH)
stellte in einem Urteil vom 03.Oktober
2000 (Rechtssache C303/98) fest, dass
Bereitschaftszeit in Krankenhäusern als
Arbeitszeit anzusehen ist. 
Unter Missachtung dieses Urteils des
EuGH und der zynischen Behauptung
von Verwaltungen und Politik, dass das
Arbeitszeitgesetz in Deutschland einge-
halten sei, wird die dramatische Lage
offiziell negiert.
Ausnutzung der Notlage junger Kollegen:
„...Teilzeitstellen mit Vollzeitarbeit“,
„...Bewährung auf Gastarztstellen“; Über-
forderung : „...AiP als Stationsarzt“,
„...fachübergreifende Bereitschaftsdienste“;
Erzeugung von Wohlverhaltensdruck
und Vermittlung eines Gefühls der Un-
fähigkeit: „...wer Überstunden macht
arbeitet zu langsam“, „... wenn Sie nicht
fertig werden, dann müssen Sie Ihre
Kollegen holen,“ oder „...dann müssen
Sie Ihre Patienten halt liegenlassen“ sind
nur einige Beispiele des Systems.
Immer wieder muss jedoch auch an die
Fürsorgepflicht ärztlicher Leiter erinnert
werden. Die Verwaltungen treiben mit
Erfolg Keile zwischen leitende und
nachgeordnete Ärzte und organisieren so
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den Druck von oben nach unten. Hinge-
wiesen sei in diesem Zusammenhang auch
auf die Zwischenergebnisse der aktuellen
Umfrage des Ausschusses Junger Ärzte
unserer Landesärztekammer zur Weiter-
bildung in Sachsen, welche ich in einem
Wortbeitrag auf dem 104. Deutschen Ärz-
tetag ansprach. Bedenklich erscheint, dass
nur 40 Prozent der befragten Weiterbilder
das Arbeitszeitgesetz und nur 15 Prozent
der Weiterzubildenden als umgesetzt an-
sehen. Nur 27 Prozent der Weiterbilder
und 16 Prozent der Weiterzubildenden
halten es für möglich, dass alle Weiter-
bildungsinhalte während der Arbeitszeit
erworben werden können.
An immer weniger Kliniken wird be-
zahlte Freistellung für Fort- und Weiter-
bildung gewährt.
Dr. Montgomery wies darauf hin, das be-
reits jetzt von ca. 12.000 Absolventen
jährlich nur ca. 6.000 im traditionellen
Arztberuf arbeiten und eine zunehmende
Zahl auch festbeschäftigter Ärzte sich
nach weitaus attraktiveren Angeboten im
Ausland umsehen.
In meinem Redebeitrag erklärte ich meine
Sorge um die Zukunft der Gesundheits-
versorgung in unserem Land, wenn immer
weniger junge Ärzte nachrücken, weil
nicht nur Budgetzwang, sondern bereits
Arbeits-  und Ausbildungsbedingungen
abschrecken. In der lebhaften, sehr ein-
mütigen Diskussion zu diesem zentralen
Thema des diesjährigen Ärztetages ka-
men viele weitere Beispiele zu Darstel-
lung. Junge Kollegen berichteten, das Sie
aus Angst um den Fortgang ihrer Weiter-
bildung dem Druck nachgeben, vielfach
sogar bewusst in Kauf nehmen. Welche
Auswirkungen muss dies wohl auf die
Ideale des Arztberufes haben?
Mithin sind Bereitschaftsdienste gerade
in jungen Jahren von vielen Kollegen ge-
wollte Quelle zusätzlicher geringer Ein-
nahmen, zu welchem Preis werden diese
aber erkauft? Nicht nur das geringer
Lohn erhalten wird, ebenso begeben sich
junge Kollegen in existenzgefährdende
juristische Gefahren, wenn sich durch
Übermüdung Fehler einschleichen, dies

bei zunehmender Kriminalisierung un-
seres Berufstandes. Es stellte sich die
Frage nach dem Nutznießer dieser Aus-
beutung. Hier wurde unzweifelhaft die
seit Jahren gemachte und durch die jetzige
Bundesregierung fortgesetzte Politik
ausgemacht. Beitragssatzstabilität auf
dem Rücken von Ärzten und Patienten
waren erklärtes Ziel einer Kostendämp-
fungsmaschinerie.
Ignoranz der Problematik seitens der Bun-
desregierung wird dadurch belegt, dass
Urteile des Europäischen Gerichtshofes
differenziert in ihrer Bedeutung für die
Bundesrepublik Deutschland betrachtet
werden. Wird das Urteil des EuGH zur
Umsatzsteuerpflicht ärztlicher Gutachten
sofort umgesetzt, wird hingegen eine
Auswirkung des Urteils des EuGH zur
Bereitschaftszeit als Arbeitszeit auf
Deutschland bestritten, obwohl das Ar-
beitsgericht Gotha am 03. April 2001
(Aktenzeichen: 3 BV 1/01) die volle
Anwendbarkeit auf die Bundesrepublik
Deutschland in einem Beschlussverfah-
ren festgestellt hat.
Insgesamt 34 Beschlüsse sind das Ergeb-
nis der Diskussion dieser Problematik.
Dabei wurden folgende exemplarische 
Forderungen an die Politik, Krankenhaus-
träger und Verwaltungen, ärztliche Leiter
sowie die Landesärztekammern gestellt:
■ Volle Umsetzung des Urteils des Eu-
ropäische Gerichtshofes zu Bereitschafts-
diensten und des Arbeitszeitgesetzes
durch Feststellung der Arbeitszeit mit-
tels Einführung von Stechuhrsystemen.
Veränderung der Tarif- und Stellenpläne
(nach Schätzungen derzeit ca. 15.000
zusätzliche Arbeitsplätze), Anpassung
der geplanten DRG-Vergütung durch
Berechnung des Soll- und nicht des Ist-
Zustandes.
■ Abschaffung der Arzt im Praktikum-
Phase, bis dahin Aufwertung der Ver-
gütung und der Notwendigkeit der Wei-
terbildung in dieser Phase durch konse-
quente Anwendung von Weiterbildungs-
modalitäten und Rotationsprinzipen.
■ Kontrolle der Einhaltung der Vorgaben
am Beispiel der Kontrolle der Arbeits-

verträge durch die Landesärztekammern
und Überprüfung der Weiterbildungsbe-
fugten auf ihre persönliche Eignung, ge-
gebenenfalls Entzug der Weiterbildungs-
ermächtigung bei Nichtbeachtung der ge-
setzlichen Vorschriften und entsprechenden
Passagen der Berufsordnung.
■ Untertarifliche Beschäftigung von
Ärztinnen und Ärzten insbesondere in
Weiterbildung durch zur Weiterbildung
befugte ist unethisch und steht nicht im
Einklang mit der persönlichen Eignung
zur Befugnis.
■ Benennung von Ombudsmännern
oder -frauen an den Landesärztekammern
für betroffene Ärztinnen und Ärzte.
■ Angemessene Beteiligung der Assis-
tenten an der Privatliquidation der ärztli-
chen Leiter, wenn die Arbeit durch diese
erbracht wird.
■ Einschaltung von Gewerbeaufsichts-
ämtern und Staatsanwaltschaft bei fort-
gesetztem Betrug, unter der Forderung an
die Politik mit entsprechendem Personal
gesetzliche Vorschriften durchzusetzen
(allzu oft wird bei offensichtlichen Ver-
stößen derzeit durch die Gewerbeaufsicht
den Klinikleitungen Wohlverhalten be-
scheinigt)
■ Das ärztliche Leiharbeitswesen wird
angeprangert und auf das Schärfste ver-
urteilt.
■ Anerkennung der Haftungs- und Be-
handlungsrisiken von und durch Ärztin-
nen und Ärzten, welche aus der provo-
zierten und geduldeten Missachtung ge-
setzlicher Grundlagen entstehen.
Kolleginnen und Kollegen, lassen wir uns
nicht mehr durch das fortgesetzte Spal-
tungsbestreben mittels Budgetdruck und
Repressalien durch Politik und Verwal-
tung entzweien. Folgen wir dem Beispiel
der Kolleginnen und Kollegen des Städ-
tischen Krankenhauses Kiel. 
„...Das Gesundheitswesen ist im Allgemei-
nen, die Ärzteschaft im Besonderen den
Menschen und der Humanität verpflichtet.“

Erik Bodendieck
Facharzt für Allgemeinmedizin

Sächsischer Delegierter zum 
104. Deutschen Ärztetag


